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KW 39 

Aus der Fraktion 

 

Thorsten Schick zur Unterrichtung zur Ministerpräsidentenkonferenz 

Bund, Länder und Kommunen müssen an einem Strang 

ziehen 

 

Regierungschef Hendrik Wüst hat am (heutigen) Freitag den Landtag über die Be-

schlüsse der jüngsten Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) unterrichtet und einen 

Ausblick gegeben auf die anstehenden Bund-Länder-Gespräche zu Entlastungen ge-

gen steigende Energiepreise. Dazu der CDU-Fraktionsvorsitzende Thorsten Schick: 

 „Immer mehr Leute fragen sich, wie sie ordentlich über den Winter kommen sollen. 

Massive Kostensteigerungen werden zu einer Bedrohung für Arbeitsplätze, Wohlstand 

und soziale Sicherheit. In dieser Situation kommt es drauf an, dass Bund, Länder und 

Kommunen an einem Strang ziehen. Der Beschluss der Länder vom Mittwoch ist ge-

eignet, unser Land gut durch Herbst und Winter zu bringen. Das ist der Erfolg von 

Ministerpräsident Hendrik Wüst als Vorsitzendem der MPK. Das wichtigste Instrument: 

Eine Energiepreisbremse für Strom, Gas und Wärme. Gestern hat die Ampel in Berlin 

nachgezogen: Die Energiepreisbremse soll kommen. Ich kann nur hoffen, dass sie 

mehr Wumms hat als der Bumms der viel zitierten Bazooka. 

Aber es braucht weitere Maßnahmen, um die Energiekrise in den Griff zu kriegen. Vier 

Punkte, die alle Bundesländer einstimmig beschlossen haben: Die stark steigenden 

Kosten der Krankenhäuser und Universitätskliniken müssen vom Bund aufgefangen 

werden. Die Länder fordern eine Erhöhung der Regionalisierungsmittel für den Ausbau 

des ÖPNV-Angebots. Ein kostengünstiges Ticket hilft niemandem, wenn der Bus über-

haupt nicht fährt. Der Bund muss sich zudem stärker an der Finanzierung der Flücht-

lingskosten beteiligen und darf die Kommunen nicht darauf sitzen lassen. Und auch 

Menschen mit kleinsten Einkommen müssen sich eine warme Wohnung leisten kön-

nen. Der Bund muss daher die Kosten für das Wohngeld komplett übernehmen. Ich 

begrüße sehr, dass auch bei diesen vier Punkten eine Übereinkunft aller Länderchefs, 

egal welcher Partei, erzielt werden konnte.  

Für die CDU ist ganz klar, dass wir uns an den Entlastungen des Bundes beteiligen 

werden. Und wir müssen auch eigene Entlastungen auf den Weg bringen für Kinder-

gärten, Schulen, Universitäten, Sportvereine, Kultur. Dafür benötigen wir ausreichen-

den finanziellen Spielraum. Deshalb brauchen wir eine faire Lastenverteilung zwischen 

Bund, Ländern und Kommunen. Auch das ist eine parteiübergreifende gemeinsame 

Position aller 16 Länder-Chefs. Der Bundeskanzler hat jetzt die Chance, die Vorlage 
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am kommenden Dienstag zu verwandeln. Dafür braucht er keine Bazooka und keinen 

Doppel-Wumms.“ 

 

Bianca Winkelmann zu Umwelt-Schecks für Nordrhein-Westfalen 

„Viele kleine Beiträge ergeben einen großen Beitrag zum Natur-

schutz“ 

 

Der Landtag von Nordrhein-Westfalen hat am heutigen Mittwoch auf Antrag der Zu-

kunftskoalition von CDU und GRÜNEN beschlossen, Umwelt-Schecks einzuführen, 

um vor Ort Projekte für den Arten- und Naturschutz zu unterstützen. Dazu erklärt un-

sere stellvertretende Fraktionsvorsitzende Bianca Winkelmann:  

„Mit den Heimat-Schecks fördert das Land bereits vor Ort Projekte, die Gemeinschaft 

stärker und das Quartier lebenswerter machen. Das Programm ist inzwischen ein Ren-

ner. Mit einer kleinen Finanzspritze von 2000 Euro wird möglich gemacht, was für die 

Menschen ein großer Gewinn in ihrem Lebensumfeld ist. Wir haben vor der Wahl ver-

sprochen, dass wir dieses Erfolgsmodell ausweiten und auch ehrenamtliche Projekte 

für den Arten- und Naturschutz fördern wollen – und ich bin unserem Koalitionspartner 

sehr dankbar, dass wir dieses Versprechen jetzt gemeinsam einlösen.  

Mit den Umwelt-Schecks wollen wir Ideen, die es in unserem Land reichlich gibt, Wirk-

lichkeit werden lassen. Mit der Landesförderung können Privatleute, Initiativen sowie 

Bildungseinrichtungen zum Beispiel Wildblumenwiesen säen, Nistkästen und Insek-

tenhotels bauen oder Bürgerwälder anlegen. Ein Sprichwort besagt: ,Viele kleine 

Leute, die an vielen kleinen Orten viele kleine Dinge tun, können das Gesicht der Welt 

verändern.‘ Deshalb ist es uns ein Anliegen, diese kleinen Dinge zu unterstützen.“ 

 

 

Klaus Kaiser (CDU) und Simon Rock (Grüne) zur Planungssicherheit für 

Volkshochschulen 

„Träger der Weiterbildung müssen umsatzsteuerbefreit bleiben“ 

 

Der Landtag NRW hat am heutigen Mittwoch auf Antrag der Zukunftskoalition von CDU 

und GRÜNEN die Landesregierung beauftragt, sich im Bund für eine Umsatzsteuer-

befreiung der Volkshochschulen einzusetzen.  

 

Klaus Kaiser, Bildungsexperte der CDU-Landtagsfraktion: „Nordrhein-Westfalen hat 

in den vergangenen Jahren eine Offensive für die Weiterbildung erlebt, an die wir nun 

nahtlos anknüpfen. Eine am Gemeinwohl orientierte Weiterbildung ist wichtige 

Voraussetzung für das lebenslange Lernen und ein Baustein gesellschaftlicher Teil-

habe für alle Menschen. Unsere 131 Volkshochschulen und die vielen freien Träger 

der gemeinwohlorientierten Weiterbildung müssen auch künftig von der Umsatzsteuer 
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befreit sein, denn sie sind gleichberechtigter Teil unseres Bildungssystems. Doch jetzt 

drängt die Zeit arg, wenn wir verhindern wollen, dass die Kursgebühren zu Beginn des 

kommenden Jahres stark steigen: Denn ab 2023 greift die kommunale Umsatzsteuer-

pflicht, die bei den freien Trägern und der VHS zu großen Unsicherheiten führt. Nord-

rhein-Westfalen setzt sich auf Antrag von CDU und GRÜNEN jetzt für Planungssicher-

heit bei den Trägern der gemeinwohlorientierten Weiterbildung an: Diese soll weiterhin 

von der Umsatzsteuer befreit sein.” 

 

Simon Rock, finanzpolitischer Sprecher der GRÜNEN-Landtagsfraktion: „Von 

Sprach- und Integrationskursen über nachholende Schulabschlüsse und politische 

Bildung bis hin zu künstlerischen Workshops – das Angebot der Volkshochschulen 

und anderer Träger der gemeinwohlorientierten Weiterbildung leistet einen wichtigen 

Beitrag zum lebensbegleitenden Lernen und zur sozialen Teilhabe. Die Teilnahme darf 

daher nicht vom Geldbeutel der Menschen abhängen, sondern muss für alle Interess-

ierten erschwinglich sein. Eine Umsatzsteuerpflicht würde zwangsläufig die 

Kursgebühren erhöhen. Deshalb wollen wir, dass die gemeinwohlorientierte Weiter-

bildung davon befreit bleibt. Da sich auch die Ampel-Koalition in ihrem Koalitionsver-

trag dafür ausgesprochen hat, sollte die Bundesregierung zeitnah für eine 

rechtssichere Lösung sorgen.” 

 

095/2021 - Düsseldorf, 29. September 2022 

 

Charlotte Quik (CDU) und Eileen Woestmann (Grüne) zur Absicherung 

für Sprach-Kitas in NRW 

Frühkindliche Sprachförderung muss erhalten bleiben 

 

Der Landtag hat heute über die Zukunft der Sprach-Kitas in Nordrhein-Westfalen diskutiert. 

Der Bund hatte überraschend und mit kurzem Vorlauf angekündigt, die Mittel ab Januar 2023 

zu streichen. Für NRW fehlen dann knapp 50 Millionen Euro für die Fachkräfte zur Spra-

chförderung.  

 

Charlotte Quik, Familienpolitikerin und Sprecherin für Kinderschutz der CDU-Landtagsfrak-

tion: “Die Sprach-Kitas sind ein echter Integrationsmotor für unser Land. Fast jede achte 

Kindertagesstätte in Deutschland ist inzwischen Sprach-Kita, das ist ein wichtiger Beitrag für 

gleichwertige Lebensverhältnisse in der gesamten Republik. Deshalb war es ein richtiges 

Zeichen, dass die Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag eine Weiterentwicklung und 

Verstetigung des Sprach-Kita-Programms vereinbart hatte. Jetzt ist von heute auf morgen 

keine Rede mehr davon und die Mittel für die frühkindliche Sprachförderung werden mit einer 

Frist eingestampft, die den Bundesländern eine Suche nach eigenen Lösungen praktisch un-

möglich macht. NRW zahlt bereits 100 Millionen Euro für die Sprachförderung in Kitas jedes 

Jahr. Jetzt ist Berlin gefragt, mindestens eine faire Übergangslösung zu finden, damit wichtige 

verdiente Fachkräfte nicht auf der Straße landen.” 
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Eileen Woestmann, Sprecherin für Kinder und Familie der GRÜNEN-Landtagsfraktion: “Die 

sprachliche Entwicklung in den ersten Lebensjahren ist entscheidend für spätere Lernerfolge 

und Bildungsbiografien. Das Bundesprogramm Sprach-Kitas setzt genau dort an und ist ein 

wichtiger Beitrag für Chancengerechtigkeit. Dass nun die Bundesregierung so plötzlich ent-

schieden hat, das wichtige Förderprogramm zum Ende des Jahres beenden zu wollen, ist für 

uns nicht nachvollziehbar. Es ist gut, dass die Landesregierung im Gespräch mit der Bundes-

regierung an einer Lösung für eine Fortführung des Programms arbeitet. Wir brauchen eine 

Übergangsfinanzierung des Bundes bis mindestens zum Ende des aktuellen Kita-Jahrs.Das 

Poltern gegen die Landesregierung durch SPD und FDP ist durchschaubar und hilft den Kitas 

nicht. Sowohl SPD als auch FDP sind Teil der Bundesregierung und zur Wahrheit gehört: Es 

war Bundesfinanzminister Lindner, der den Rotstift im Haushalt angesetzt hat, um die Schul-

denbremse zu halten. Und dabei kam dann das Bundesprogramm Sprach-Kitas unter die Rä-

der. Es sollte auch im Interesse von SPD und FDP sein, den Weg der konstruktiven Zusam-

menarbeit zu gehen, statt nach politischer Profilierung zu suchen.“  

 

 

Kaiser/Ritter: Wir unterstützen die Waldbesitzerinnen und Waldbe-

sitzer mit einem unkomplizierten Förderprogramm 

Der NRW-Landtag hat heute die Landesregierung auf Antrag von CDU- und GRÜ-

NEN Fraktion beauftragt, ein unkompliziertes und praxisorientiertes Förderprogramm 

für Forstbetriebsgemeinschaften aufzulegen. Dazu erklären Gregor Kaiser, Spre-

cher für Wald und Nachhaltigkeit der GRÜNEN Landtagsfraktion, und Jochen Ritter, 

Wald-Experte der CDU-Landtagsfraktion: 

 

Gregor Kaiser: „NRW ist das Kleinprivatwaldland schlechthin, circa 63 Prozent der 

Waldfläche sind im privaten Besitz. Viele von den rund 150.000 Waldbesitzerinnen 

und Waldbesitzern sind in forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen wie beispiels-

weise Forstbetriebsgemeinschaften organisiert, die fast ausschließlich durch ehren-

amtliches Engagement getragen werden. Doch die Waldbesitzenden stehen derzeit 

massiv unter Druck. Mehrere Dürrejahre, massive Schäden durch Borkenkäfer und 

Neustrukturierungen bei der Beförsterung, die zu zusätzlichen Aufgaben führen, brin-

gen sie an ihre Belastungsgrenzen. Insbesondere das ehrenamtliche Engagement 

steht vor immer größeren Herausforderungen: Förderanträge, Abrechnungen, Aus-

schreibungen, Besteuerung. Wir wollen das ehrenamtliche Engagement der forstwirt-

schaftlichen Zusammenschlüsse daher mit einem Sofortprogramm entlasten und un-

terstützen. Dadurch wollen wir die Zusammenschlüsse erhalten, ihre Arbeitsfähigkeit 

fördern und versuchen, bei den Waldbesitzenden die Freude am Wald und Waldver-

waltung zu erneuern.“ 
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Jochen Ritter: „Die Waldbesitzerinnen und -besitzer in Nordrhein-Westfalen sind zur 

Bewältigung der Waldschäden in den vergangenen drei Jahren über die Extremwet-

terrichtlinie mit mehr als 100 Millionen Euro unterstützt worden. Allerdings bleiben die 

Folgen von Trockenheit und Schädlingsbefall herausfordernd. Deshalb haben wir 

den Zugang zu dem für 2022 mit 45 Millionen Euro gefüllten Fördertopf zu Beginn 

dieser Legislaturperiode vereinfacht. Zudem müssen sich die Waldbäuerinnen und- 

bauern im Hinblick auf Holzvermarktung und Beförsterung organisatorisch neu auf-

stellen. Deshalb brauchen vor allem diejenigen, die nur kleine Flächen ihr Eigen nen-

nen, Unterstützung – und zwar sowohl für ihr Engagement im Wald als auch am 

Schreibtisch. Die wollen wir den forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen auf mög-

lichst einfache Art und Weise gewähren.“ 

 

 

Aus der Landesregierung 

 

Land verzichtet vorerst auf schärfere Corona-Schutz-

maßnahmen – Minister Laumann appelliert an Eigenver-

antwortung 

Schärfere Schutzmaßnahmen sind derzeit nicht verhältnismäßig 

Nordrhein-Westfalen wird von den ab dem 1. Oktober bestehenden Möglichkeiten, 

zusätzliche Corona-Schutzmaßnahmen anzuordnen, vorerst keinen Gebrauch ma-

chen. Insbesondere die mögliche generelle Maskenpflicht in öffentlich zugänglichen 

Innenräumen wird das Land nicht anordnen. Die Landesverordnungen bleiben auch 

nach dem 1. Oktober inhaltlich im Wesentlichen unverändert.  

  

Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann: „Derzeit zeichnet sich die Pandemiesitua-

tion durch eine weitgehend stabile Lage aus, auch wenn die Zahlen in den letzten 

Tagen angestiegen sind. Diese Entwicklung beobachten wir sehr genau, gerade was 

die Belastung der Krankenhäuser durch Corona-Patienten und Personalausfälle an-

geht. Im Moment sind die Zahlen im Vergleich zum Frühsommer aber niedrig. Ver-

bindlich vorzuschreibende schärfere Schutzmaßnahmen wären deshalb derzeit nicht 

verhältnismäßig. Dass wir derzeit vor allem auf eine zwingende, generelle Masken-

pflicht in Innenräumen verzichten, bedeutet nicht, dass es aktuell keine Risiken gibt. 

Durch das Tragen einer Maske schützt man nach wie vor die eigene Gesundheit und 

die seiner Mitmenschen. Schwere Verläufe sind bei der Omikron-Variante zum Glück 

zwar die Ausnahme, aber Infizierte klagen durchaus über mitunter länger anhaltende 

gesundheitliche Einschränkungen nach einer Infektion. Auch Personalausfälle sind 

ein Problem. Deshalb sind wir alle aufgerufen, unsere Erfahrungen aus zweieinhalb 
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Jahren Pandemie durch einen verantwortlichen Selbstschutz umzusetzen. Dazu ge-

hört im Übrigen auch, sicherzustellen, dass man einen Impfschutz hat, der den 

STIKO-Empfehlungen entspricht. Prüfen Sie daher Ihren Impfstatus.“ 

  

Ergänzend zu den Bundesregelungen schreibt die Corona-Schutzverordnung für 

Nordrhein-Westfalen ab dem 1. Oktober vor:  

  

• In Innenräumen gilt bis auf weiteres keine generelle Maskenpflicht. Dies gilt 

auch für Schulen und Kindertageseinrichtungen. Für Schulen bleibt es bei ei-

ner Empfehlung zum Tragen einer medizinischen Maske (sogenannte OP-

Maske). 

• Die Maskenpflicht im ÖPNV (medizinische Maske) bleibt wie bisher erhalten. 

• Die Pflicht zum Tragen einer medizinischen Maske gilt auch für Beschäftigte in 

Einrichtungen, in denen der Bund für Besucherinnen und Besucher eine bun-

desweite FFP-2-Maskenpflicht vorschreibt (Arztpraxen und ähnliche medizini-

sche Behandlungseinrichtungen). Auch dies entspricht den bisherigen Lan-

desregelungen.  

• Auch in staatlichen Einrichtungen zur gemeinsamen Unterbringung vieler 

Menschen (zum Beispiel Asyl- und Flüchtlingsunterkünfte, Gemeinschaftsun-

terkünfte für Wohnungslose) bleibt die Pflicht zum Tragen einer medizinischen 

Maske in Innenräumen bestehen. 

• In allen Fällen, in denen sich die Maskenpflicht aus der Landesverordnung 

ergibt, ist demnach weiterhin wenigstens eine medizinische Maske erforder-

lich. Auch die bekannten Ausnahmen für Kinder und in bestimmten Situatio-

nen (notwendige Nahrungsaufnahme, Einsatzsituationen, Gehörlosenkommu-

nikation etc.) bleiben bestehen. 

• Die meisten Testpflichten, die bisher in der Landesverordnung geregelt waren 

(v.a. für Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen), ergeben sich künftig direkt 

aus dem Infektionsschutzgesetz des Bundes. Ergänzend bleiben die Landes-

regelungen zu Testpflichten in staatlichen Unterbringungseinrichtungen und 

im Strafvollzug etc. (mit den bisherigen Ausnahmemöglichkeiten für immuni-

sierte Personen) bestehen.  

• Für immunisierte Beschäftigte in Pflegeheimen und Krankenhäusern regelt die 

Landesverordnung eine Ausnahme von den Testpflichten des Bundes; hier 

sind wie bisher zwei Selbsttests pro Woche ausreichend. Auch für räumlich 

abgetrennte Krankenhausambulanzen und kurzfristige Einrichtungsbesuche 

ohne Kontakt zu Bewohnerinnen/Bewohnern oder Patientinnen/Patienten gel-

ten wie bisher in Nordrhein-Westfalen Ausnahmen von der Testpflicht. 

  

Die Test-und-Quarantäneverordnung wurde ebenfalls ohne wesentliche Änderungen 

verlängert. Auch künftig gilt: Wer positiv getestet ist, muss grundsätzlich zehn Tage 

in Isolation. Nach fünf Tagen besteht die Möglichkeit der Freitestung. In Nordrhein-

Westfalen ist hierfür weiterhin ein negativer offizieller Coronaschnelltest oder ein 
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PCR-Test (negativ oder mit einem Ct-Wert > 30) erforderlich. Ein selbst durchgeführ-

ter Test reicht nicht aus. Die Freitestung bleibt nach den bundesrechtlichen Regelun-

gen auch zukünftig kostenfrei. 

  

Die neuen Regelungen treten am Samstag, 1. Oktober, in Kraft und gelten zunächst 

bis zum 31. Oktober 2022. 

 

 

Ministerin Feller: Mit unseren bewährten Schutzmaß-

nahmen halten wir die Schulen offen 

Handlungskonzept Corona gilt im Wesentlichen unverändert fort 

An den Schulen in Nordrhein-Westfalen gilt auch nach den Herbstferien bis auf Wei-

teres die Empfehlung zum Tragen einer Maske. Über diese und weitere Regelungen 

für den Schul- und Unterrichtsbetrieb hat das Schulministerium am Donnerstag die 

Schulen des Landes informiert.  

  

Schulministerin Dorothee Feller erklärt: „In den vergangenen Wochen habe ich viele 

Schulen in unserem Land besucht, um mir vor Ort persönlich ein Bild davon zu ma-

chen, wie unser Handlungskonzept Corona umgesetzt wird. Die Rückmeldungen aus 

den Schulen zeigen: Unser Konzept hat sich bewährt, die Schulen sind gut ins neue 

Schuljahr gestartet und verfügen nach über zweieinhalb Jahren Pandemie über 

viel Erfahrung im Umgang mit dem Virus. Diesen Eindruck bestätigt auch die 

Evaluation unseres Handlungskonzepts durch die Schulaufsicht. Vor diesem 

Hintergrund werden auf der Grundlage des neuen Infektionsschutzgesetzes 

des Bundes zunächst keine schärferen Schutzmaßnahmen ergriffen. Es bleibt 

in Nordrhein-Westfalen im Wesentlichen daher erst einmal bei den derzeit gel-

tenden und eingeübten Schutzmaßnahmen.“  

  

Das neue Bundesinfektionsschutzgesetz vom 16. September 2022 ermöglicht den 

Ländern, unter gewissen Voraussetzungen eine Maskenpflicht für Schülerinnen und 

Schüler ab dem fünften Schuljahr sowie Beschäftigte in Schulen einzuführen, um bei 

einer Intensivierung der Infektionslage reagieren zu können. Die Schulen in 

Nordrhein-Westfalen werden frühzeitig über einen solchen möglichen Schritt infor-

miert. 

  

In den vergangenen Wochen hat die Schulaufsicht bei den Bezirksregierungen 

Dienstbesprechungen mit den Schulleitungen durchgeführt. Dabei hat sich gezeigt, 

dass das Handlungskonzept Corona von den Schulen gut angenommen und umge-

setzt wird. Änderungswünsche bezogen sich lediglich auf einzelne Details. So wur-

den zum Beispiel die für vulnerable Personen unverändert geltenden Regelungen zur 

Vorlage von ärztlichen Attesten ausführlicher erläutert.  
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Gegenwärtig zeichnet sich die Pandemiesituation durch eine weitgehend stabile 

Lage aus. Die wöchentlich erhobenen COSMO-Zahlen zum Infektionsgeschehen wa-

ren an den Schulen in Nordrhein-Westfalen rückläufig. Hinzu kommt, dass die Immu-

nisierung in der Bevölkerung – und damit auch unter Schülerinnen und Schülern so-

wie unter Lehrkräften – durch Impfungen und die Genesung nach einer Infektion 

deutlich zugenommen hat.  

  

Bis auf Weiteres gelten daher an den Schulen in Nordrhein-Westfalen wie bisher fol-

gende Regelungen: 

  

• Es bleibt bei der bisher ausgesprochenen Empfehlung zum Tragen einer 

Maske. 

• Schülerinnen und Schüler testen sich weiterhin anlassbezogen und 

grundsätzlich auf freiwilliger Basis zu Hause.  

• Schulen können, wenn dies aufgrund des Infektionsgeschehens erforderlich 

ist und kein Vertretungsunterricht möglich ist, wie bisher Distanzunterricht für 

einzelne Klassen und Lerngruppen einrichten.  

• Das regelmäßige Lüften der Klassen- und Kursräume bleibt eine wichtige 

Maßnahme zum Schutz vor Infektionen.  

  

Weitere Informationen zum Schul- und Unterrichtsbetrieb im Schuljahr 2022/23 kön-

nen dem geringfügig überarbeiteten Handlungskonzept Corona entnommen werden. 

Die Aktualisierungen des Handlungskonzepts können hier auf einen Blick eingese-

hen werden. 

  

Um Schülerinnen und Schülern das gezielte Aufholen pandemiebedingter 

Lernrückstände zu ermöglichen, hat das Land mit Unterstützung des Bundes 

im Rahmen des Aktionsprogramms „Ankommen und Aufholen“ umfangreiche 

finanzielle Mittel bereitgestellt. Damit können die Schulen vor Ort individuelle 

Förderangebote auf- und ausbauen, befristet zusätzliches Personal einstellen 

und Kooperationen mit außerschulischen Partnern organisieren. Ministerin 

Feller: „Das Programm wird von den Schulen und Schulträgern engagiert um-

gesetzt. Es trägt dazu bei, das schulische Lernen und die soziale Kompetenz-

entwicklung zu stärken.“  

Die Landesregierung hat deshalb eine Verlängerung des ursprünglich bis 

Ende 2022 befristeten Programms beschlossen. Unter der Voraussetzung, 

dass der Landtag zustimmt, sind dafür zusätzlich 100,6 Millionen Euro vorge-

sehen. Damit kann das Programm zunächst auch ohne weitere Unterstützung 

durch den Bund bis zum Ende des Schuljahres 2022/23 fortgeführt werden. 

  

Schulministerin Feller: „Unser oberstes Ziel ist und bleibt, den Präsenzunterricht 

zu sichern und die Schulen offen zu halten. Die vergangenen Jahre haben gezeigt, 

https://www.schulministerium.nrw/aktuelles-zum-schulbetrieb-und-corona
https://www.schulministerium.nrw/handlungskonzept-corona-mit-aktualisierungen
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wie wichtig dies für das Lernen und vor allem auch die psychosoziale Entwicklung 

unserer Schülerinnen und Schüler ist. Deshalb werden wir weiterhin wachsam sein 

und das Infektionsgeschehen sogfältig beobachten. Sollte sich die Infektions-

lage verschärfen, werden wir die Schulen in enger Abstimmung mit dem Ge-

sundheitsministerium über weitere mögliche Schutzmaßnahmen frühzeitig in-

formieren. Unsere Schulen sollen so gut und so sicher wie möglich durch die kalte 

Jahreszeit kommen.“ 

  

Das Ministerium für Schule und Bildung hat darüber hinaus auch ausführliche Infor-

mationen zur Energieversorgung der Schulen zur Verfügung gestellt. Hintergrund ist, 

dass die „Verordnung zur Sicherung der Energieversorgung über kurzfristig wirk-

same Maßnahmen“ der Bundesregierung verschiedene Maßnahmen zur Energieein-

sparung in öffentlichen Gebäuden vorsieht. Dazu gehört unter anderem eine vorüber-

gehende Absenkung der Mindestwerte für die Temperatur in öffentlichen Gebäuden 

um ein Grad Celsius. Schulen sind davon ausdrücklich ausgenommen. 

  

Ausführliche Informationen, Hinweise und Empfehlungen zum Thema Energie bietet 

die FAQ-Liste im Bildungsportal, die hier zu finden ist. 

 

 

5G-Netzausbau in Nordrhein-Westfalen geht voran  

Ministerin Neubaur: Weiße Flecken bei LTE zügig beseitigen – Nutzerinnen und 

Nutzer brauchen verlässliche Netzqualität 

Nordrhein-Westfalen treibt den Netzausbau der 5. Mobilfunkgeneration voran: Mehr 

als 80 Prozent der Landesfläche werden nach aktuellen Berechnungen von IT.NRW 

aktuell durch mindestens einen Netzbetreiber mit 5G versorgt. Das entspricht einem 

Plus von 9,1 Prozentpunkten seit Januar 2022. Die LTE-Abdeckung liegt bei 97,9 

Prozent – ein Plus von 0,2 Prozentpunkten. Die Mobilfunknetzbetreiber haben nach 

eigenen Angaben im ersten Halbjahr 2022 fast 1.900 5G-Erweiterungen installiert 

und die LTE-Versorgung mit mehr als 1.700 Ausbauprojekten verbessert. Eine Über-

sicht über die LTE- und 5G-Flächenversorgung auf Kreis- und Landesebene, die 

LTE- und 5G-Abdeckung pro Netzbetreiber sowie die Anzahl der seit Mitte 2021 neu 

errichteten Mobilfunk-Standorte und -Aufrüstungen zeigt das Mobilfunk-Dashboard 

www.mobilfunk.nrw.  

  

Wirtschaftsministerin Mona Neubaur: „Nordrhein-Westfalen ist der führende Mobil-

funkstandort in Deutschland. Alle Netzbetreiber, die großen Funkturmgesellschaften 

und Netzwerkausrüster haben hier einen Sitz. Unser klares Ziel ist es, bis Ende des 

Jahrzehnts allen Bürgerinnen und Bürgern, Unternehmen und Forschungseinrichtun-

gen eine flächendeckende 5G-Versorgung anzubieten. Dazu sind wir mit den Netz-

betreibern in einem intensiven Austausch. Wir werden die Rahmenbedingungen für 

den eigenwirtschaftlichen Ausbau weiter verbessern. Gleichzeitig erwarten wir von 

https://www.schulministerium.nrw/schule-bildung/schulorganisation/schulbetrieb-zeiten-einer-energieversorgungskrise
http://www.mobilfunk.nrw/
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den Mobilfunknetzbetreibern aber auch gezielte und verbindliche Ausbauanstrengun-

gen für die LTE- und 5G-Versorgung. Vor allem die weißen Flecken bei der LTE-Ver-

sorgung müssen endlich beseitigt werden, damit alle Nutzerinnen und Nutzer eine 

verlässliche Netzqualität bei der Sprach- und Datenübertragung haben.“ 

  

Das Land Nordrhein-Westfalen unterstützt den Netzausbau durch die Förderung von 

Mobilfunkkoordinatorinnen und -koordinatoren vor Ort. Aktuell haben bereits 25 

Kreise und kreisfreie Städte KoordinatorInnen eingesetzt oder die Förderung bean-

tragt.  

  

Details zur Mobilfunk-Versorgung in Nordrhein-Westfalen im Überblick: 

  

• Insgesamt haben die Mobilfunknetzbetreiber die LTE-Versorgung im Land seit 

Sommer 2021 im Rahmen des Mobilfunkpaktes 2.0 mit mehr als 370 LTE-

Neubauten und gut 300 LTE-Umrüstungen verbessert. Zudem wurden über 

3.400 LTE-Kapazitätserweiterungen installiert, die die stetig steigende Nach-

frage nach mobilen Daten bedienen.  

  

• Das 5G-Netz profitiert von knapp 3.400 5G-Erweiterungen. 

  

• Seit Januar 2022 haben die Mobilfunknetzbetreiber insgesamt 68,2 Quadratki-

lometer weiße Flecken geschlossen, darunter LTE-Versorgungslücken in 

Brühl (Rhein-Erft-Kreis), Arnsberg (Hochsauerlandkreis) oder Weeze (Kreis 

Kleve). Im Rahmen der „Versorgungsauflage weiße Flecken“ aus der Fre-

quenzauktion 2019 sind bis Ende 2022 insgesamt 48 unversorgte Gebiete in 

Nordrhein-Westfalen durch alle drei Mobilfunknetzbetreiber zu versorgen. Die 

Erfüllung der Auflage wird durch die Bundesnetzagentur sichergestellt. 

  

• Laut Bundesnetzagentur sind noch 14,8 Prozent der Landesfläche so ge-

nannte graue Flecken, also Gebiete, die von mindestens einem, aber nicht al-

len Netzbetreibern mit 4G oder 5G versorgt sind. Gut zwei Prozent der Lan-

desfläche sind weiße Flecken, also gar nicht mit 4G oder 5G versorgt. Die Mo-

bilfunknetzbetreiber haben angekündigt, bei der Schließung der grauen Fle-

cken verstärkt zu kooperieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rose und Rebecka Lagercrantz erhalten den Kinder-

buchpreis 2022 des Landes Nordrhein-Westfalen  
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Mutter und Tochter erhalten Kinderbuchpreis für „Zwei von jedem“ / Ministerin 

Brandes: Wertvolles und berührendes Buch für Kinder und Jugendliche 

Kulturministerin Ina Brandes hat die Preisträgerinnen des diesjährigen Kinderbuch-

preises des Landes Nordrhein-Westfalen bekanntgegeben: Die schwedische Autorin 

Rose Lagercrantz wird für ihr Buch „Zwei von jedem“, ausgezeichnet. Ihre Tochter 

Rebecka Lagercrantz erhält die Ehrung für die Illustration des Buches.   

 

In „Zwei von jedem“ geht es um die Geschichte einer Kinderfreundschaft in Sieben-

bürgen und einer daraus wachsenden lebenslangen Liebe, die eine schmerzhafte 

Trennung übersteht. Die neunjährigen Eli und Luli machen alles zusammen, doch 

der Zweite Weltkrieg reißt sie auseinander. Luli wandert mit ihrem Vater nach Ame-

rika aus, während Eli den Holocaust hautnah miterleben muss. Nach dem Krieg tref-

fen sie sich in New York wieder und gründen eine Familie. Angelika Kutsch hat das 

2021 im Moritz-Verlag erschienene Buch aus dem Schwedischen übersetzt. 

 

„Rose Lagercrantz ist mit diesem Buch eine sensible Gratwanderung gelungen: Die 

Themen Antisemitismus und Holocaust für Kinder so aufzubereiten, dass sie nach-

vollziehbar und bewegend sind, aber nicht bedrohlich und verstörend. Zusammen mit 

den sorgfältigen und feinen Illustrationen ihrer Tochter Rebecka ist so ein wirklich 

wertvolles und berührendes Buch für Kinder und Jugendliche entstanden“, sagt Kul-

turministerin Ina Brandes. 

 

Der mit 5000 Euro dotierte Kinderbuchpreis des Landes Nordrhein-Westfalen würdigt 

seit 1989 herausragende Bücher, die durch lebensnahe Geschichten und fantasie-

volle Bebilderung bereits bei den Jüngsten Lesefreude wecken und somit einen Bei-

trag zur kulturellen Bildung leisten. Die Verleihung des diesjährigen Kinderbuchprei-

ses findet am 28. Oktober in der Stadtbibliothek Aachen statt.  

 

Zu den Preisträgerinnen: 

 

Rose Lagercrantz, geboren 1947 in Stockholm arbeitete für Rundfunk und Fernse-

hen, bevor sie begann Kinderbücher zu schreiben. Für ihr Gesamtwerk wurde sie mit 

der Nils-Holgersson-Plakette und dem Astrid-Lindgren-Preis ausgezeichnet. Für 

Rose Lagercrantz ist es die zweite Auszeichnung mit dem Kinderbuchpreis: Für ihr 

Buch „Mein Herz hüpft und lacht“ erhielt sie bereits 2014 erstmals den Kinderbuch-

preis des Landes Nordrhein-Westfalen. 

 

Rebecka Lagercrantz, geboren 1972, ist Kinderärztin und Künstlerin. Sie malt, bild-

hauert und illustriert Kinderbücher. Mit ihrem Mann und ihren Kindern lebt sie in 

Stockholm. 
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Zentrum für KI-Spitzenforschung in Nordrhein-Westfa-

len: Lamarr-Institut geht an den Start  

Ministerpräsident Hendrik Wüst und Wissenschaftsministerin Ina Brandes bei 

Auftaktveranstaltung in Sankt Augustin  

Ministerpräsident Hendrik Wüst und Wissenschaftsministerin Ina Brandes haben am 

Donnerstag das Lamarr-Institut für Maschinelles Lernen und Künstliche Intelligenz 

eröffnet. Das Institut ist eines von fünf universitären Spitzenzentren für Künstliche In-

telligenz bundesweit. Im Rahmen der nationalen KI-Strategie fördern das Land und 

der Bund gemeinsam und dauerhaft das Lamarr-Institut und stellen dafür zunächst 

bis 2028 rund 126 Millionen Euro zur Verfügung. Das Lamarr-Institut verknüpft neben 

der KI-Expertise der TU Dortmund und der Universität Bonn auch die der Fraunhofer-

Institute für Intelligente Analyse- und Informationssysteme IAIS in Sankt Augustin so-

wie für Materialfluss und Logistik IML in Dortmund.  

 

Ministerpräsident Hendrik Wüst: „Nordrhein-Westfalen soll zu einem Hotspot der KI-

Forschung werden. Mit dem Lamarr-Institut kommen wir diesem Ziel einen großen 

Schritt näher – hier wird an Antworten auf Fragen zur Mobilität von morgen, an inno-

vativen Produktionsprozesse oder an smarter Energieversorgung gearbeitet.“ 

Der Ministerpräsident weiter: „Keine Generation vor uns konnte auf so viel Wissen 

und Know-how zurückgreifen wie wir heute. Und deshalb haben wir alle Chancen, 

gute Lösungen für die Fragen unserer Zeit zu finden. Gerade die Künstliche Intelli-

genz schafft hier neue Möglichkeiten.“  

 

Wissenschaftsministerin Ina Brandes sagt: „Nachhaltigkeit und Ethik in der KI sind 

zentrale Themen des neuen Institutes. Sie sind entscheidend dafür, dass die Men-

schen der KI im Alltag vertrauen können. Wir erleben in allen Lebensbereichen eine 

rasante Entwicklung durch den Einsatz von KI, beispielsweise im Auto, am Smart-

phone oder in der Medizin. Dabei wollen wir sicherstellen, dass nicht nur bestimmte 

Geschäftsmodelle von KI profitieren, sondern auch hohe ethische Maßstäbe und 

Nachhaltigkeits-Ansprüche erfüllt werden.“ 

 

Die dauerhafte Förderung ermöglicht die Besetzung von bis zu elf neuen KI-Profess-

uren an den beiden Partneruniversitäten und kommt darüber hinaus 32 bereits beste-

henden Professuren zu Gute, die mit ihrer Expertise in das neue Lamarr-Institut ein-

gebunden werden. Die Forschung wird bereits in 2023 durch über 100 wissenschaft-

liche Mitarbeitende unterstützt, die im Rahmen des Lamarr-Instituts akademische Ab-

schlüsse und fachliche Kenntnisse erwerben werden. Neben der exzellenten For-

schung und der fundierten Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses wird der 

Transfer in die Industrie in Form von Wissen, Expertise und vertrauenswürdigen 

Anwendungen im Vordergrund stehen. Eingebettet in ein starkes Netzwerk wird das 

Lamarr-Institut zukünftig einen bedeutsamen Beitrag für Wissenschaft und Industrie 

in Nordrhein-Westfalen, Deutschland und Europa leisten. 
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Das Lamarr-Institut geht aus dem bisherigen Kompetenzzentrum Maschinelles Lernen 

Rhein-Ruhr (ML2R) hervor und bietet Studierenden und Nachwuchsforschern eine 

ausgezeichnete Umgebung für ihre Ausbildung sowie beste Bedingungen für Innova-

tion und Transfer in Wirtschaft und Gesellschaft. Durch eine hervorragende Hardware-

Ausstattung, die in den nächsten Jahren noch erweitert wird, können hier große KI-

Modelle entwickelt und erforscht werden. Benannt ist das Institut nach der öster-

reichisch-amerikanischen Erfinderin Hedy Lamarr, die für ihre Pionierarbeiten zu den 

Vorläufern von Bluetooth und WLAN bekannt ist. 

 

 

Zehn Schulen in Nordrhein-Westfalen werden für ihre 

klimaangepassten Schulhöfe ausgezeichnet 

Das Umweltministerium Nordrhein-Westfalen und die Deutsche Umwelthilfe 

(DUH) helfen Schulen mit dem Projekt „Coole Schulhöfe für Nordrhein-Westfa-

len“, klimafit zu werden.   

Heute fand die Abschlussveranstaltung des Projektes „Coole Schulhöfe für Nord-

rhein-Westfalen“ am Humboldtgymnasium in Solingen statt. Mit finanzieller Förde-

rung des Umweltministeriums Nordrhein-Westfalen und der Begleitung durch die 

Deutschen Umwelthilfe (DUH) konnten in den vergangenen Monaten zehn Schulen 

in Nordrhein-Westfalen ihre Außengelände naturnah und klimafit gestalten.  

  

Gemeinsam würdigen das Umweltministerium und die DUH alle zehn Projektschulen 

für ihre Erfolge bei der Umgestaltung ihrer Schulhöfe: „Die vergangenen Sommer mit 

Extremwetterereignissen in Form von Hitze, Trockenheit aber auch Starkregen und 

andauernden Regenfällen zeigen, dass der Klimawandel bei uns angekommen ist. 

Daher ist es zukünftig umso wichtiger, dass wir uns alle mit dem Thema Klimaanpas-

sung beschäftigen. Mit dem Förderbaustein ‚Coole Schulhöfe‘ aus dem Sonderpro-

gramm ‚Klimaresilienz in Kommunen‘ des Umweltministeriums wurden Maßnahmen 

zur Entsiegelung von Schulhöfen zugunsten der Schaffung von Grünflächen oder 

das Anlegen von Wegen mit wasserdurchlässigen Belägen gefördert. Ich gratuliere 

allen Projektschulen und freue mich, dass sie sich auf vielfältige und kreative Weise 

mit den Themen Klimaanpassung und Nachhaltigkeit und Bildung für nachhaltige 

Entwicklung beschäftigen und eine Vorreiterrolle für andere einnehmen“, sagte Um-

weltminister Oliver Krischer. 

  

DUH-Bundesgeschäftsführer Sascha Müller-Kraenner: „Entsiegelte, grüne und schat-

tenspendende Schulhöfe – alle zehn Schulen in Nordrhein-Westfalen habe in den 

letzten Monaten gezeigt, wie das gehen kann. Wir freuen uns sehr, dass wir sie auf 

ihrem Weg in Richtung Klimaanpassung und Zukunftsfähigkeit begleiten und unter-

stützen dürfen. Und das ist erst der Anfang! Nicht umsonst geht es heute darum, 

Ideen und Erfahrungen auszutauschen – für noch viele weitere ‚coole Schulhöfe‘ in 

NRW!“ 
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Das sind die ausgezeichneten Schulen des Projektes „Coole Schulhöfe für Nord-

rhein-Westfalen“: 

• Aldegrever-Gymnasium Soest 

• Einstein-Gymnasium Rheda-Wiedenbrück 

• Gemeinschaftsgrundschule Alsdorf-Ofden 

• Gesamtschule Lohmar 

• Gymnasium Lohmar 

• Humboldtgymnasium Solingen 

• Konrad-Adenauer-Gymnasium Langenfeld 

• Kreisgymnasium Heinsberg 

• Mosaikschule Ennigerloh 

• Städtisches Mataré-Gymnasium Meerbusch 

  

In den Schulen wurden konkrete und praktische Maßnahmen zur Klimaanpassung 

direkt auf dem Schulhof umgesetzt. Die DUH hat die Schulen mit Workshops, fachli-

chem Input sowie Beratungs- und Vernetzungsangeboten begleitet. Einige Beispiele 

sind: 

  

• Humboldtgymnasium Solingen: 

Eine Brachfläche von 1.200 m² wurde zu einem biodiversen Schulgarten mit 

Streuobstwiese, grünem Klassenzimmer und verschiedenen Lebensraum-

strukturen wie zum Beispiel einer Trockenmauer und Benjeshecke umgestal-

tet. Bestehende Pflanzenmonokulturen wurden durch insektenfreundliche 

Sträucher und Pflanzen ersetzt und eine insektenfreundliche Bestandsblühflä-

che mit Nisthilfen wurde geschaffen. 

  

• Gemeinschaftsgrundschule Alsdorf-Ofden: 

Durch die Nach- und Neupflanzung von Bäumen als Schattenspender, dem 

Anlegen einer Wildblumenwiese, sowie der Entsiegelung von Teilflächen des 

Geländes, kann sich Regenwasser nun nicht mehr auf dem Schulhof stauen 

und versickert in den Boden.  

 

• Einstein-Gymnasium Rheda-Wiedenbrück: 

Auf der Hauptschulhoffläche wurde ein großflächiger Austausch des bisheri-

gen dichten Bodenbelages vorgenommen und durch versickerungsfähiges 

Pflaster ersetzt. An den nun entsiegelten Stellen wurden Hügel aufgeschüttet 

und insektenfreundlich begrünt.  

  

Hintergrund: 
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Nach Thüringen, Hessen und Brandenburg ist Nordrhein-Westfalen ist das vierte 

Bundesland, in dem die DUH ein Programm zur naturnahen und klimaresilienten Um-

gestaltung von Schulhöfen durchführt.  

  

Die Umsetzung der Maßnahmen hat das Umweltministerium über das Sonderpro-

gramm „Klimaresilienz in Kommunen“ gefördert. Dieses hat ein Volumen von 12,5 

Millionen Euro und umfasst die Bausteine „Städte und Hitze“ (Maßnahmen zur Dach- 

und Fassadenbegrünung und „coole“ öffentliche Räume) sowie „Klimaresiliente 

Schulen: Coole Schulhöfe“. Gefördert werden hierüber vielfältige Maßnahmen zur 

Klimaanpassung in rund 110 Kommunen, darunter die Umgestaltung von Schulhöfen 

in 21 Kommunen.  

  

Auch über das Programm „Klimaresilienz auf kommunaler und regionaler Ebene" mit 

einem Volumen von rund zehn Millionen Euro aus dem EU-Programm zur Bewälti-

gung der COVID-19-Pandemie (REACT-EU) wurden investive Maßnahmen zur Stei-

gerung der Klimaresilienz auf kommunaler Ebene gefördert. 

  

Umweltportal NRW  

Umweltdaten aus Nordrhein-Westfalen: Mit dem Umweltportal NRW hat das Umwelt- 

und Verkehrsministerium eine zentrale Anlaufstelle für behördliche Daten und Infor-

mation zum Umweltzustand in Nordrhein-Westfalen geschaffen.  

Es bietet Zugang zu Hunderten von Webseiten, Messergebnissen, Lageberichten, 

Übersichtskarten, Umwelt- und Klimaindikatoren – verbunden mit einer automati-

schen Abo-Funktion für zahlreiche Themendienste, Pegelmeldungen, lokale Luft-

messdaten und Lageberichte.  

www.umweltportal.nrw.de    

  

 

 

http://www.umweltportal.nrw.de/

